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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die FDP-Fraktion hat Wolfgang Kubicki das Wort.
(Beifall bei der FDP)
Wolfgang Kubicki (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin mir nicht ganz sicher, ob wir alle
gut beraten sind, angesichts der Frage, wie wir die Migration steuern kön-nen, permanent
eine Anti-AfD-Debatte zu führen. Ich bin mir nicht sicher.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Ich bin vor 54 Jahren in die FDP eingetreten und habe schon Wahlkampf für Willy Brandt
und Walter Scheel gemacht, als viele von denen, die hier im Saal sitzen, noch nicht einmal
geboren waren. Und auch ich bin da-mals für „… mehr Demokratie wagen“ eingetreten. Ich
war 1990 Abgeordneter des ersten freigewählten gesamt-deutschen Parlaments seit 1933,
das Willy Brandt als Alterspräsident eröffnet hat, nachdem mutige Menschen in der DDR
für Demokratie und Freiheit aufgestanden sind. Ich habe 25 Jahre als Vorsitzender einer
Landtags-fraktion meinem Land gedient und die Institutionen un-seres Staates in den
90er-Jahren schon gegen die DVU verteidigt und gemeinsam mit Ralf Stegner dafür
gesorgt,
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Um Gottes wil-len!)
dass die AfD wieder aus dem Schleswig-Holsteinischen Landtag verschwunden ist.
(Beifall bei der FDP)
Ich wurde 2019 für meinen jahrzehntelangen Einsatz für den Rechtsstaat und die
Demokratie vom Bundesprä-sidenten mit dem Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet. Und
jetzt muss ich mir von einer Vorfeldorganisation der regierungstragenden Grünen sagen
lassen, ich würde einer Initiative zustimmen, die rechtsextrem, rassistisch und
demokratiefeindlich ist, und ich würde dem Faschis-mus Tür und Tor öffnen.
Gleichzeitig muss ich mir von der Vorsitzenden der Grünenfraktion sagen lassen, meine
Partei stünde rechts der AfD. Was soll das eigentlich heißen, liebe Kollegin Haßelmann? Ist
die AfD für Sie gesprächsfähiger als wir? Was soll das heißen?
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Wenn sich jemand entschuldigen muss, dann Frau Haßelmann bei meiner Partei.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Liebe Grüne, wer politische Mitbewerber auf diese Weise abqualifiziert, die ihre
parlamentarische Pflicht erfüllen und in der Sache einer politischen Initiative ihre
Zustimmung geben, der sollte sich in Fragen der Moral besser zurückhalten.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
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Und ich finde, eine Partei, bei der die Unschuldsver-mutung in eine Schuldvermutung
umgekehrt wird, sollte sich insgesamt mit Belehrungen zurückhalten.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie des Abg. Matthias Helferich [fraktionslos] –
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Sehr gut!)
Wenn wir jetzt erleben, dass CDU-Zentralen be-schmiert werden und die Polizei
Veranstaltungen mit CDU- und FDP-Beteiligung schützen muss, frage ich Sie: Was tun Sie
gegen diese Verrohung des demokrati-schen Diskurses? Was tun Sie dagegen?
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der AfD und der Abg.
Joana Cotar [fraktionslos] und Matthias Helferich [fraktionslos] -Dorothee Bär [CDU/CSU]:
Ganz genau!)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich finde es unmora-lisch, dass die Grünen in den
vergangenen Jahren bei jeder vernünftigen Initiative zur Begrenzung der Migra-tion
versucht haben, diese zu hintertreiben oder zu ver-schleppen.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie des Abg. Matthias Helferich [fraktionslos] –
Dorothee Bär [CDU/CSU]: So ist es!)
Ich finde es unmoralisch, dass die deutschen Grünen im Europäischen Parlament gegen die
GEAS-Reform ge-stimmt haben, Frau Außenministerin.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie der Abg. Joana Cotar [fraktionslos] und
Matthias Helferich [fraktionslos])
Ich finde es unmoralisch, dass die Grünen die Aus-weitung der Liste der sicheren
Herkunftsländer immer wieder verhindert haben.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie der Abg. Thomas Ehrhorn [AfD] und Joana
Cotar [fraktionslos])
Und ich finde es unmoralisch, dass die Grünen nach dem Anschlag von Aschaffenburg, von
sich selbst ergrif-fen, Selfie-Fotos machen, während wenige Hundert Me-ter davon
entfernt Dutzende Hamas-Anhänger brüllen: „Tod den Juden!“ – und kein Wort dazu.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der AfD und der Abg.
Alexander Ulrich [BSW], Joana Cotar [frakti-onslos] und Matthias Helferich [fraktionslos])
Ich finde es unmoralisch, dass Sozialdemokraten und Grüne bei jedem Anschlag tief
betroffen sind, aber seit Jahren wegschauen, wie die Freiheit im Land meterweise stirbt,
(Beifall bei der FDP)
– hören Sie genau zu! –: dass sich ein schwules Pärchen nicht mehr in jedem Stadtteil in
Berlin sicher fühlen kann, dass Juden auf deutschen Straßen nicht mehr sicher sind und
dass sich Frauen aus bestimmten öffentlichen Berei-chen mittlerweile zurückziehen. Wenn
Ricarda Lang pos-tet: „Ich gehe nicht mehr durch den Görlitzer Park“, dann ist es 12 Uhr.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der AfD und des Abg.
Matthias Helferich [fraktionslos])
Wer glaubt, andere mit moralischen Appellen beein-drucken zu können, während er selbst
nichts tut, um of-fenkundige Probleme im Land anzugehen, der zeigt nur eines: Es geht
ihm nicht um das Land, es geht ihm nur um sich selbst.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der AfD)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Gesetzentwurf ist richtig. Dass jetzt Begrenzung als
Ziel definiert wird, ist nicht neu, das stand bereits im Gesetz, und Sie wissen, dass es auf
Verlangen der Grünen herausgenommen wor-den ist.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der AfD)
Und wenn der Kanzler sagt: „Darüber kann man reden“, dann sage ich: Reden wir darüber!
Dass wir mit dem Gesetzentwurf die Ausweitung der Kompetenzen der Bundespolizei
formulieren, kann eigentlich auch nicht kritisch sein. Es ist eine Forderung der
Ministerpräsiden-ten aus dem Oktober 2024.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Dorothee Bär [CDU/CSU]: Einstimmig! Ein-
stimmig!)
Genauso die Forderung, den Familiennachzug zu sub-sidiär Schutzberechtigten auf ganz
wenige Härtefälle zu beschränken: Wir vollziehen damit nur eine Forderung der
Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann, Stephan Weil, Manuela Schwesig, Anke
Rehlinger, Daniel Gün-ther, Hendrik Wüst, Kai Wegner und vieler anderer nach. Es ist zum
Teil in Ihrem Wahlprogramm enthalten. Sie wollen dem nicht zustimmen, obwohl in Ihrem
Wahlpro-gramm fast exakt das Gleiche steht. Die Wählerinnen und Wähler können sich
entscheiden, wem sie glauben: Ihnen – dem, was Sie hier vorführen – oder uns, die wir die
Probleme lösen wollen.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Was Sie hier seit Mittwoch veranstalten, ist wirklich ein Schmierentheater. Und ich sage
Ihnen mit allem Ernst: Ich habe eine lange Lebenserfahrung, Herr Kollege Mützenich.
Gerade die Sozialdemokratie wird am 23. Fe-bruar dafür einen bitteren Preis zahlen.
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ja! – Patrick Schnieder
[CDU/CSU]: Hoffentlich!)
Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, Sie kommen zum Ende, bitte.
Wolfgang Kubicki (FDP):
Ich lasse mich darauf nicht ein. Ich stimme in der Sache, wie ich das für richtig halte, und
auch meine Fraktion lässt sich darauf nicht ein. Wir werden in der Sache zustimmen.
Vielen Dank.
(Langanhaltender Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der AfD –
Die Abgeordneten der FDP-Fraktion erheben sich – Abgeordnete der CDU/CSU-Fraktion
erheben sich)
Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:


